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Mit Engagement und  
Überzeugungskraft 

Es gibt sicher viel zu sagen über 
unseren sozialdemokratischen 
Parteitag am vergangenen 
Sonntag. Es ist notwendig, dass 
wir uns mit der grundsätzlichen 
Ausrichtung unserer Politik für 
die Zukunft, mit unserer Pro-
grammatik und auch mit den 
Entscheidungsstrukturen sowie 
den personellen Strukturen in 
unserer Partei befassen. Auch 
die Ritualisierung von Parteita-
gen und Veranstaltungen sollte 
nicht ausgespart werden. Fest 
steht aber: Frank-Walter Stein-
meier hat auf dem Parteitag in 

lohnt dafür zu kämpfen und 
unseren Kandidaten für das 
Amt des Bundeskanzlers zu un-
terstützen.  
Am 30. August stehen aber erst 
einmal die Kommunalwahlen in 
NRW an, bei denen wir als SPD 
wieder stärkste Kraft in Duis-
burg werden und mit Jürgen C. 
Brandt einen neuen SPD-
Oberbürgermeister haben wol-

Berlin am 14. Juni eine hervor-
ragende Rede gehalten. Einige 
Medien sagen, es sei die beste 
seiner politischen Laufbahn ge-
wesen. Richtig ist, dass Frank-
Walter Steinmeier mit sehr viel 
Engagement und innerer Über-
zeugung ein, ja unser, gutes 
sozialdemokratisches Wahlpro-
gramm vorgetragen hat. Ge-
nauso ist richtig, dass es sich 

Es war sein Parteitag: Kanzlerkandidat Frank-Walter Steinmeier 
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LEITARTIKEL 

len. Da die Kommunalwahlen 
und die Bundestagswahlen nur 
vier Wochen auseinander lie-
gen, ist es nötig, dass in zuneh-
mendem Maße Bundespolitik 
einfließen muss in unsere Wahl-
kampfaktivitäten. Dass mit der 
Bundespolitik eine starke Mobi-
lisierung erreichbar ist, weiß vor 
allem die schwarz/ gelbe Lan-
desregierung in Düsseldorf. 
Warum sonst hat sie unter In-
kaufnahme von Prozessen und 
hohen Kosten von 42 Millionen 
Euro unbedingt den Kommu-
nalwahltermin nicht mit dem 
Termin der Bundestagswahl zu-
sammenfallen lassen? Natürlich 
wegen der erwarteten Wahlbe-
teiligung am 27. September. 
Die Antwort sollten wir Rüttgers 
und Wolf geben in Form einer 
mindestens genauso hohen 
Wahlbeteiligung am 30. August 
bei der Kommunalwahl. 
Vor Beginn der Sommerpause 
und Ablauf der 16. Wahlperio-
de hatte der Deutsche Bundes-
tag in den vergangenen Tagen 
aber noch einige Mammutsit-
zungen bis in die frühen Mor-
genstunden. Für mich war per-
sönlich sehr wichtig, dass wir 
am 18. Juni  eine gesetzliche 
Regelung für die Patientenver-
fügung verabschiedet haben. 
Ich selbst habe den sogenann-
ten „Stünker-Entwurf“ mitgetra-
gen, der keine Reichweitenbe-
grenzung vorsieht. Das  bedeu-
tet: Liegt nur eine „einfache“ 
schriftliche Patientenverfügung 
vor, soll diese nur dann ver-
bindlich sein, wenn nach ärztli-
cher Überzeugung eine tödlich 
verlaufende Krankheit vorliegt 
oder der Betreffende ohne Be-
wusstsein ist und dieses mit an 

Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit trotz Ausschöp-
fung aller medizinischen Mög-
lichkeiten niemals wiedererlan-
gen wird. Mit anderen Worten: 
Selbstbestimmung nur in unmit-
telbarer Todesnähe. Vorher 
muss der  Patient sich auch ent-
gegen seinem ausdrücklich be-
stimmten Willen medizinisch 
behandeln lassen, bis hin zu 
direkten Eingriffen in seinen 
Körper. Diese Reichweitenbe-
grenzung im so genannten 
„Bosbach/Röspel-Entwurf“ ist in 
der Anhörung des Rechtsau-
schusses am 4. März 2009 von 
der Mehrzahl der Sachverstän-
digen als verfassungswidrig be-
zeichnet worden. Artikel 2 Ab-
satz 2 unseres Grundgesetztes 
garantiert das Recht auf körper-
liche Unversehrtheit. Zudem ist 
der Begriff „unheilbar tödlich 
verlaufende Krankheit“ zu un-
bestimmt und nicht justiziabel. 
Die Folge ist Rechtsunsicherheit 
sowohl für den Patienten als 
auch für den behandelnden 
Arzt. 
Im „Stünker-Entwurf“ ist diese 
Reichweitenbegrenzung nicht 
vorgesehen.  
Nach diesen Entwürfen ist der 
Wille des Patienten verbindlich, 
wenn die in der Patientenverfü-
gung geregelte Situation mit 
der späteren Lebens– und Be-
handlungssituation des Patien-
ten übereinstimmt. Teil des Ge-
setzes ist außerdem, dass nie-
mand zur Errichtung einer Pati-
entenverfügung verpflichtet 
werden und die Errichtung oder 
Vorlage einer Patientenverfü-
gung nicht zur Bedingung eines 
Vertragsschlusses gemacht wer-
den darf. Dies ist wichtig für 

eventuelle  Heimverträge. 
Ein wichtiges Thema der nächs-
ten Monate wird die Sperrung 
oder Löschung von Internetsei-
ten bei Verstößen gegen Bun-
desgesetze, wie beispielsweise 
im Falle der Kinderpornografie. 
Nur so viel für heute: Das Inter-
net ist kein rechtsfreier Raum 
und die Grundrechte der Men-
schenwürde, der körperlichen 
Unversehrtheit (im diesem Falle 
der missbrauchten Kinder) ha-
ben nach meiner Meinung ein-
deutigen Vorrang vor dem frei-
en Zugang zu jeder Internetsei-
te. Dieses Recht der Meinungs-
freiheit steht den oben genann-
ten Rechten nach. In diesem 
Sinne habe ich mich in der 
Bundestagsfraktion geäußert 
und in diesem Sinne habe ich 
auch dem Gesetz am 18. Juni 
zugestimmt. Aber wie gesagt, 
hier gibt es noch viel Diskussi-
ons- und Regelungsbedarf. 
 
Herzlichts 
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GASTKOMMENTAR  

Talentiert, qualifiziert, arbeitslos 
Der Jobeinstieg ist auch für Akademiker schwer—von Christina Stahl  

Zugegeben, ich hatte es mir 
einfacher vorgestellt. Zu Beginn 
des Jahres war ich guter Dinge, 
einen Job zu finden. Daran 
glaube ich zwar immer noch. 
Aber auch, dass es länger dau-
ern könnte als gedacht. 
Am 20. Januar habe ich offiziell 
mein Studium der Internationa-
len Politik und Medienwissen-
schaft beendet. Ganz feierlich 
mit Hut, Umhang und stolzen 
Eltern. Es war ein wichtiger 
Tag: nicht nur für mich und 
meine Kommilitonen, sondern 
für die ganze Welt. Denn an 
diesem Dienstag trat der neue 
US-Präsident sein Amt an. Wir 
feierten den Anfang eines neu-
en Lebensabschnitts und einer 
neuen Ära:  „Yes, we can“, kei-
ne Frage. Doch seit diesem Tag 
musste nicht nur der Obama, 
sondern auch mein Abschluss-
jahrgang öfter hören: „No, you 
can not“. Jedenfalls nicht so, 
wie ursprünglich geplant. Und 
schon gar nicht sofort. 
Eine Studie der Hochschule 
Furtwangen und der Personal-
beratung Promerit AG hat Zah-
len gesammelt über den Ar-
beitsmarkt und die Einstiegs-
chancen für Hochschulabsol-
venten. Demnach ist 2009 die 
Arbeitssuche deutlich schwerer 
geworden. Das Jahr 2009 sei 
keine gute Zeit, sein Studium 
abzuschließen. 
Große Unternehmen wie Puma, 
Audi und BMW verkünden we-
nig Erfreuliches: Die deutsche 
Wirtschaft ist im letzten Quartal 

Der Kellnerjob bringt zwar das 
nötige Geld zum Leben, ist   
aber als Karrieresprungbrett 
kaum geeignet.  
Leicht ist es also nicht für die 
Hochschulabsolventen des Jah-
res 2009. Aber den Kopf in den 
Sand stecken bringt erst recht 
nicht weiter. Schließlich  kann 
man die ungewollt freie Zeit 
auch sinnvoll nutzen und sich 
weiter zu qualifizieren: Durch 
neue Sprach- oder Computer-
kenntnisse, durch Praktika oder 
soziales Engagement. Außer-
dem denke ich mir immer: Es 
gibt genug Menschen, die von 
Arbeitslosigkeit härter getroffen 
werden und ich habe noch kei-
ne Familie zu ernähren.  
Und schließlich kann man sich 
trösten, denn auch die großen 
Karrieren beginnen manchmal 
holprig. Wie bei Barack Oba-
ma, der sich bei seinem Amts-
eid verhaspelte. In diesem Sin-
ne: Glückauf und in die Hände 
gespuckt! 

um 3,8 Prozent geschrumpft. 
Die Firmen müssen kämpfen, 
um bestehende Arbeitsplätze 
erhalten zu können. Neueinstel-
lungen sind rar. Im öffentlichen 
Dienst – etwa bei den Bundes-
ministerien – bewerben sich auf 
eine Referentenstelle bis zu  
1000 Personen. Bei großen Fir-
men wie Procter & Gamble ge-
hen pro Tag 5000 Bewerbun-
gen ein. Dabei hat die Firma 
weltweit nur 10.000 Beschäftig-
te. Qualifizierte Bewerbungen 
sammeln die Personalabteilun-
gen erstmal in Pools, um später 
auf sie zurückgreifen zu kön-
nen. Nur wann später ist, kann 
keiner sagen. 40 Prozent der 
Unternehmen planen nur sehr 
kurzfristig, so die Studie. 
Wer sich im Studium Netzwerke 
zur Branche seiner Wahl aufge-
baut hat, ist klar im Vorteil. 
Trotzdem: Viele meiner ehema-
ligen Kommilitonen haben viele 
Kontakte, überdurchschnittliche 
Noten, sprechen mehrere Spra-
chen. Trotzdem sind sie noch 
ohne Job. 
Für die meisten Jobs ist erste 
Berufserfahrung erforderlich. 
Doch wer sich als Uni-
absolvent auf dem Arbeitsmarkt 
umsieht, dem wird schnell klar: 
Zwischen dem unbezahltem 
Praktikum und der Referenten-
stelle, für die zwei Jahre Berufs-
erfahrung vorausgesetzt wer-
den, herrscht ein ziemliches Va-
kuum. Auf die wenigen Volon-
tariate und Traineestellen 
herrscht ein riesiger Andrang. 

Christina Stahl ist Prakti-
kantin in meinem Büro 
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DAS INTERVIEW: „8 FRAGEN AN“... DAS INTERVIEW: „5 FRAGEN AN“... 

Johannes Pflug: Lieber Peter, 
beim Parteitag am Sonntag wa-
ren wir beide vor Ort. Wie ist 
Dein Eindruck von unserem Re-
gierungsprogramm und unse-
rem Kanzlerkandidaten?    
 
 Peter Struck: Der Parteitag war 
ein gelungener Auftakt für den 
bevorstehenden Wahlkampf. 
Frank-Walter hat eine große 
Rede gehalten. Vor allem hat er 
uns allen deutlich gemacht, 
dass mit uns noch zu rechnen 
ist. Wir müssen jetzt hin zu den 
Leuten und sie überzeugen, 
dass wir im Herbst schwarz-
gelb verhindern müssen. Mit 
unserem Regierungsprogramm 
kann uns das gelingen: Wir 
wollen einen flächendeckenden 
Mindestlohn, wir wollen eine 
Bürgerversicherung und bleiben 
beim Ausstieg aus der Atom-
kraft. Vor allem wollen wir eine 
nachhaltige und verantwor-
tungsvolle Finanz- und Wirt-
schaftspolitik, die uns bewahrt 
vor einer weiteren schweren 
Krise. Ein Weiter so á la Merkel 
kann es da jedenfalls nicht ge-
ben.  
  
Johannes Pflug: Du hast fast 
vier Jahre als Fraktionsvorsit-
zender die Große Koalition Tag 
und Nacht miterlebt. Wie be-
wertest Du die Leistung unserer 
SPD-Fraktion in dieser Zeit? 
 
Peter Struck: Wir haben in den 
vier Jahren der Großen Koaliti-

Peter Struck (66) ist seit 1980 
Mitglied des Deutschen Bun-
destag. Von 1998 bis 2002 
war Struck Vorsitzender der 
SPD-Bundestagsfraktion und 
wurde 2002 Verteidigungsmi-
nister. Nach der Bundestags-
wahl 2005 wechselte Struck 
zurück auf den Posten des 
Fraktionsvorsitzenden. Im Sep-
tember 2009 geht er in Rente.     
Peter Struck ist verheirat und 
hat drei Kinder.   

schon einige schwere Brocken 
zu bewältigen und haben uns 
als starker Verhandlungspartner 
erwiesen. Vieles was von der 
Regierung kam, wurde bei uns 
korrigiert. 
 Es war aber schon immer wie-
der ein zähes Gerangel. Es hat 
sich gezeigt, dass SPD und 
CDU/CSU nicht nur inhaltliche 
Differenzen haben, sondern 
dass sie auch kulturell höchst 
unterschiedlich sind. Ich ver-
traue zum Beispiel meinen 
Fachpolitikern. Bei der Union 
muss alles immer zurückgekop-
pelt werden. Das nimmt viel 
Zeit und Nerven in Anspruch.  
  
Johannes Pflug: In meinem 
Wahlkreis Duisburg-Nord wird 
ThyssenKrupp rund 1800 Stel-
len abbauen, glücklicher Weise 
sozial verträglich, aber diese 
wichtigen Arbeitsplätze fehlen 
an allen Ecken und Enden. Das 
Kurzarbeitergeld hat sich als 
gutes Instrument gegen die Kri-
se bewährt, aber was können 
wir Politiker aus Deiner Sicht 
noch tun, um nicht noch mehr 
Menschen in die Arbeitslosig-
keit rutschen zu lassen?  
 
 Peter Struck: Vor uns liegt eine 
anstrengende Zeit. Gar keine 
Frage. Und die Menschen ha-
ben Angst, dass sie die nächs-
ten sein können, die ihren Ar-
beitsplatz verlieren. Mit dem 
Kurzarbeitergeld haben wir 
dank Olaf Scholz viele Arbeits-

„Wir müssen die Leute überzeugen“ 
Johannes Pflug sprach mit dem SPD-Fraktionsvorsitzenden über die  

Große Koalition, den Wahlkampf und seinen Abschied.  

on ein gutes Stück sozialdemo-
kratische Politik umsetzen kön-
nen. Wer hätte gedacht, dass 
Renate Schmidts Elterngeld tat-
sächlich mit den Konservativen 
umzusetzen ist. Beim Mindest-
lohn haben wir immerhin für 
mehr als drei Millionen Be-
schäftigte Branchenmindestlöh-
ne erreicht. Föderalismusre-
form, Gesundheitsreform, Pfle-
geversicherung, wir hatten 
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...ANGELA MERKEL PETER STRUCK 

Was bedeutet das „Strucksche 
Gesetz“ für den Menschen Pe-
ter Struck, wie haben Dich Dei-
ne fast 30 Jahre im Deutschen 
Bundestag verändert? 
 
 Peter Struck: Es ist ein beson-
deres Amt, Bundestagsabge-
ordneter zu sein. In einer parla-
mentarischen Demokratie gibt 
es nichts Höheres. Die Abge-
ordneten machen die Gesetze, 
sie wählen den Kanzler und 
den Bundespräsidenten. Ich bin 
in die SPD eingetreten, weil ich 
für mehr Gerechtigkeit streiten 
wollte. Nach 30 Jahren Bun-
destag weiß man natürlich, 
dass man die Welt nicht grund-
sätzlich ändern kann. Aber man 
kann doch vieles besser ma-
chen. Das Strucksche Gesetz 
hat mir den eigentlichen Wert 
des Parlamentarismus gelehrt: 
die Regierung ist das eine, was 
am Ende rauskommt, ist Sache 
des Parlaments. Und in der Re-
gel kommt etwas Besseres raus. 

plätze erst mal gesichert und 
dafür gesorgt, dass Betriebe die 
ihre Beschäftigten weiterbilden, 
finanziell unterstützt werden. In 
punkto Ausbildungsplätze ha-
ben wir gerade beschlossen, 
dass Unternehmen, die Lehrlin-
gen ermöglichen, ihre Ausbil-
dung nach der Insolvenz fortzu-
setzen, mit dem Ausbildungsbo-
nus gefördert werden können.  
Jetzt zeigt sich natürlich wie 
wichtig das Miteinander in den 
Betrieben zwischen Gewerk-
schaften und Arbeitgebern ist. 
Daher möchte ich auch an die 
Arbeitgeber appellieren: gebt 
eure Leute nicht auf. Denn spä-
testens wenn die Nachfrage 
wieder anzieht, werden Betrie-
be, die sich jetzt bemühen, ihre 
erfahrenen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zu halten und 
weiterzubilden, klar im Vorteil 
sein. 
Wir als Politiker müssen vor al-
lem auch in die Zukunft denken 
und die Grundlagen für mor-
gen vorbereiten. Wir brauchen 
eine aktive Industriepolitik. 
Denn wir müssen die Märkte 
von morgen bestimmen. Das 
heißt natürlich auch: Nur mit 
guten Schulabschlüssen und 
qualifizierten Ausbildungen 
können wir uns auf dem Ar-
beitsmarkt und in Konkurrenz 
zu anderen behaupten. Daher 
ist der Bildungssoli der richtige 
Weg. 
 
Johannes Pflug: Vor uns liegen 
3 Monate harter Wahlkampf 
bis zur Bundestagswahl, in 
Duisburg haben wir am 30. 
August sogar noch eine wichti-
ge Kommunalwahl zu gewin-
nen. Du bist seit 1980 im Deut-

schen Bundestag, was sagt Dir 
die Erfahrung: Wie gewinnen 
wir die kommenden Wahlen?   
 
 Peter Struck: Meine Erfahrung 
ist: wir müssen ehrlich sein zu 
den Menschen. Wir müssen 
ihnen klipp und klar sagen was 
geht und was nicht. Wenn die 
Union meint sie kann damit 
gewinnen, dass sie den Men-
schen vorgaukelt ihre Steuern 
würden gesenkt, dann ist das 
unehrliche Politik. Ich glaube 
Dialog ist das wichtigste. Die 
Menschen wollen uns Politiker 
nicht irgendwo im Fernsehen 
sitzen sehen, sondern erwarten 
konkrete Antworten vor Ort. Sie 
wollen unsere Politik erklärt ha-
ben und wir sind ihnen das 
schuldig. Nur so können wir 
auch überzeugen. 
 
J o h a n n e s  P f l u g :  D a s 
„Strucksche Gesetz“ sagt, dass 
kein Gesetz den Bundestag so 
verlässt, wie es hineinkommt. 

Johannes Pflug und Peter Struck beim Gespräch im Bundestag. 
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HINTERGRUND  

Die Lage in Nordkorea spitzt 
sich weiter zu: Das Land provo-
ziert mit seinen Atomtests und 
der Verurteilung von zwei US-
Journalistinnen zu 12 Jahren 
Arbeitslager den Rest der Welt.  
Als SPD-Berichterstatter für 
Nordkorea habe ich zusammen 
mit unserem Abrüstungspoliti-
schen Sprecher Rolf Mützenich 
in einer Presseerklärung Nord-
korea scharf kritisiert und die 
Unterstützung der SPD für Oba-
mas Vorschlag zur atomaren 
Abrüstung deutlich betont. 
Gleichzeitig haben wir China 
aufgefordert, aktiver auf die 
nordkoreanischen Machthaber  
einwirken und Verantwortung 
zu übernehmen. Die Chinesen 
haben einer gemeinsamen UN-
Resolution gegen Nordkorea 
jetzt zugestimmt.  

Neue Provokation 
von Nordkorea  

Als Vorsitzender der Deutsch-
Chinesischen Parlamentarier-
gruppe habe ich den Chinesi-
schen Botschafter Ma Canrong 
offiziell verabschiedet. Ma geht 
nach siebeneinhalb Jahren als 
Botschafter zurück nach China.  
In meiner Rede habe ich be-

tont, dass wir bei Tibet oder 
Taiwan nicht immer einer Mei-
nung waren, aber stets ein ehr-
liches Verhältnis hatten.   
Als Abschiedsgeschenk über-
reichte ich dem Botschafter üb-
rigens eine CD mit Deutscher 
Volksmusik. Seine Leidenschaft!  

Abschied des Botschafters 

Abschiedsrede für den Chinesischen Botschafter Ma Canrong 

Mehr Geld für Duisburger Hospize 
macht. Daraufhin hatte ich Ulla 
angeschrieben und um eine 
Erhöhung der Zuwendungen für 
die Hospize und insbesondere 
für die stationäre Kinderpflege 
im Hospiz gebeten.  

Wir stellen jetzt sicher, dass die 
Hospize  solide finanziert ihre 
Aufgabe wahrnehmen können. 
Die zuschussfähigen Kosten der 
stationären Hospize werden 
künftig für die Versicherten in 
vollem Umfang von den Kran-
ken– und Pflegeversicherung 
übernommen und auch die 
ambulanten Hospize erhalten 
einen festen Zuschuss.  

Gute Nachrichten bekam ich 
vor Kurzem von unserer Bun-
desgesundheitsministerin Ulla 
Schmidt: Sie informierte mich in 
einem Brief, dass meine Anre-
gungen zur besseren Förderung 
von Hospizen Eingang in das 
Gesetz zu arzneimittelrechtli-
chen Vorschriften gefunden ha-
ben. Die Hospize bekommen 
jetzt mehr Geld für ihre wichti-
ge Arbeit.   

Anfang des Jahres hatte mich 
die Leitung eines Klinikum aus 
meinem Wahlkreis auf die Fi-
nanzprobleme der Hospize in 
Duisburg aufmerksam ge-

Ulla Schmidt beschert den 
Hospizen mehr Geld  



7 

 

HINTERGRUND  

Die Task-Force Afghanistan 
der SPD-Bundestagsfraktion 
hat ihren Fortschrittsbericht 
„Afghanistan 2009“ fertig ge-
stellt und auch ich habe als 
Mitglied der Task-Force mei-
nen Beitrag geleistet.  

In dieser Broschüre ziehen wir 
eine offene und ehrliche Bilanz 
unseres Deutschen Engage-
ments in den vergangenen 
Jahren und zeigen Perspektiven 
für unser weiteren Einsatz zur 
Bewahrung der Deutschen Si-
cherheit am Hindukusch auf.  

Sie finden die Broschüre 
„Afghanistan 2009“ auf mei-
n e r  H o m e p a g e  u n t e r   
www.johannes-pflug.de und 
können den Bericht dort natür-
lich gerne herunterladen. 

Afghanistan-Broschüre 
auf meiner Homepage 

Der Deutsche Generalkonsul in Shanghai empfing 
unsere Delegation im Mai zu einem Hintergrundgespräch (v.l.): 
Rudolf Traub-Merz von der Friedrich-Ebert-Stiftung, Generalkon-
sul Albrecht von der Heyden, Johannes Pflug und Anja Viohl von 
der Menschenrechtsorganisation Reporter ohne Grenzen.  
Die Fudan-Universität hatte mich eingeladen beim Shanghai-
Forum die Eröffnungsrede zu halten. Ich nutzte diese Reise um 
politische Gespräche mit Vertretern aus Wirtschaft, Politik und 
Wissenschaft zu führen und Werbung für Duisburg zu machen.  

In diesem Jahr wird der Euro-
parat 60 Jahre alt. Mit einer 
Plenarrede zu unserem Antrag 
„60 Jahre Europarat“ im Deut-
schen Bundestag habe ich gra-
tulieren dürfen. 
Der Europarat ist kein Organ 
der EU, aber vielleicht deshalb 
so wichtig für Frieden, Versöh-
nung und Fortschritt: Als Vor-
läufer der Europäischen Union, 
als Vorreiter bei der Förderung 
von Demokratie in den ehema-
ligen Ostblockstaaten und 
durch den Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte. 
100.000 Klagen von europäi-
schen Bürgerinnen und Bürgern 
sind hier anhängig, ein starkes 

60 Jahre Europarat 

Zeichen für das Vertrauen der 
Europäer in diese Institution. 
Heute gehören dem Europarat 
47 Länder an. 
Als Mitglied der Parlamentari-
schen Versammlung des Euro-
parates erlebe ich diesen als 
einzigartiges Forum für eine 

gemeinsame Werteorientierung 
unseres Kontinents und als die 
Stimme von ganz Europa. Die 
Resolution zum Verbot von 
Streumunition, die ich einge-
bracht hatte, ist einstimmig ver-
abschiedet worden und hat ein 
deutliches Zeichen gesetzt: Ein 
europäisches Zeichen für ein 
weltweites Verbot dieser furcht-
baren Waffen.   
In meiner Plenarrede habe ich 
mich für eine Stärkung des Eu-
roparates eingesetzt, um seine 
Arbeit für Demokratie und 
Menschenrechte zu fördern und 
um diese älteste politische Or-
ganisation unseres Kontinents 
angemessen zu würdigen.  

Rede im Deutschen Bundestag 
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ICH HATTE EINEN TRAUM VOM... 

Wahlkreis Duisburg-Nord:  
Krummacherstr. 33 
47051 Duisburg 
Tel:  02 03 – 2 43 96 
Fax: 02 03 – 298 30 48 
johannes.pflug@wk.bundestag.de 
 
Berliner Büro  
Deutscher Bundestag 
Unter den Linden 50 
10117 Berlin 
Tel:  030 – 227 73819 
Fax: 030 – 227 76403 
johannes.pflug@bundestag.de 
www.johannes-pflug.de 

KONTAKT  

Es ist verhext mit diesem Twitter. 
140 Zeichen darf ich schreiben, 
aber das reicht nie für eine gute  
 
******************************* 
 
Gestern hab ich der Welt get-
wittert, dass ich heute noch Ü-
berstunden bei H.P. mache mu 
 
******************************* 
 
Meine Followers haben mir viel 
Spaß gewünscht und ich habe 
Links zum Thema Spaß zurückg  
 
******************************* 
 
Dann habe ich noch ironisch 
getwittert, dass ich sicher mehr 
Spaß habe n werde als Zuhaus 
 
 
******************************* 
 
Meine Frau hat meinen Twitter-
Eintrag gelesen und mich na-
türlich wieder total falsch versta 
 
******************************* 
 
An Manuel: H.P. sind doch Ini-
tialen Deiner Ex-Freundin. Bei 
der willst Du Heuteabend Über 
 
******************************* 
 
An meine Frau: Du verstehst 
mich wirklich falsch, im Büro 
von Hans Pflug werde ich Über 
 

An Manuel: Aha, im Büro von 
Deinem Chef triffst Du Dich  
mit H.P. Du hast eine Affäre mit    
 
******************************* 
 
Ich bin fassungslos und schrei-
be: Schatz, was soll das? 
Selbstverständlich habe ich das 
 
******************************* 
 
An Manuel: Du gibst es auch 
noch zu. Wir müssen reden. 
 
******************************* 
 
Reden?  
 
******************************* 
 
Reden? 
 
******************************* 
 
WAS SOLL DAS HEISSEN, RE-
DEN? 
 
******************************* 
 
Plötzlich spricht eine Stimme zu 
mir. Sie redet zu mir. Direkt aus 
nächster Nähe. „Du hast ges-
tern schon den ganzen Abend 
so viel von diesem Twitter er-
zählt, jetzt muss Du nicht auch 
noch im Schlaf davon spre-
chen“ höre ich plötzlich eine 
Stimme. Weit und breit kein 
Computer, kein Internet, kein 
Handy, kein Twitter.  

Zwiegespräch im Zwittscherwald 

Nur meine Bettdecke, die De-
ckenlampe und meine Frau mit 
diesen sonderbar langen und 
komplizierten Sätzen. Das muss 
aber wohl auch mal sein.   

Manuel Reiß ist Mitarbeiter in 
meinem Berliner Büro 


